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Amtlicher Theil. 


I. Verfügungen und Bekanntmachungen des Landraths. 


— 
. 


Polizei⸗ Verordnung. 


„ Auf Grund der Beftimmung der 88 137 Abſ. 2 und 139 des Geſetzes über die all⸗ 

1 Landes verwaltung vom 30. Juli 1883, ſowie auf Grund der 88 6, 12 und 15 des 

eeltes über die Poltzel⸗Verordnung vom 11. März 1850 verorbne ich für den Umfang des 
eglerungsbezirks Danzig, was folgt: 


Sr 

lin Die nach 8 9 des durch die Allerhöchste Kabinetsordre vom 8. Auguſt 1835 (G.⸗S. 
ru 5 genehmigten Regulativs, betreffend die ſanitäts polizeilichen Vorſchriften bei anſteckenden 
a 1 m $ 25 daſelbſt angeordnete Pflicht zur Anzeige eines jeden Cholera⸗Erkrankungs⸗ 
kannt wird auf alle der Cholera verdächtigen Fäue (don heftigen Brechdurchfällen aus unbe- 
er Urſache mit Ausnahme der Brechdurchfälle bei Kindern bis zum Alter von 2 Jahren) 


ausgedehnt. 
8 2. 


u al Alle Jamiltenhäupter, Haus⸗ undzGaſtwirthe, ſowie Medizinalperſonen find verpflichtet, 
en in ihrer Familie, ihrem Hauſe und Ihrer Proxis vorkommenden Fällen von Erkrankungen 


— 


der in § 1 gedachten Art nicht nur der zuſtändigen Polizeibehörde, ſondern gleichzeitig auch 


dem zuſtändigen Kreisphyſikus ungeſäumt ſchriftlich oder mündlich Anzeige zu machen. | 


8 3. 


Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften der 8811 und 2 werden, ſoweit fie nicht den 
Beſtimmungen des § 327 des Reiche ſtrafgeſetzbuches unterliegen, mit einer Geldſtrafe bis zu 
60 o eventl. mit entſprechender Haft beſtraft. 


8 4. 
Dieſe Polizei⸗Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung in Kraft. 
Danzig, den 8. Auguſt 1892. 


Der Regierung s Präſident. 


Polizei ⸗ Verordnung. 

Auf Grund der §§ 137 Abſ. 2 und 139 Satz 2 des Geſetzes über die Allgemeine 
Landes⸗Verwallung vom 30. Juli 1883, ſowie auf Grund der §8 6, 12 und 15 des Geſetzes 
über die Polizei⸗Verwaltung vom 12. März 1850 verordne ich für den Umfang des Regierungs⸗ 
bezirks, was folgt: 


8 1. 
Die in den Pollzel⸗Verordnungen vom 8. Auguſt 1892 (Amtsblatt Nr. 33 vom 
13. Auguft 1892 unter No. 541) und vom 6. September 1892 (Extra⸗Ausgabe des Amtsblatts 
vom 7. September 1892 unter No. 605) den Famtlienhäuptern, Haus⸗ und Gaſtwirthen, 
Medizinal⸗Perſonen und Führern von Flußfahrzeugen auferlegte Verpflichtung zur Anzeige cholera⸗ 
verdächtiger Erkrankungsfälle wird auf die durch choleraverdächtige Erkrankung herbeigeführten 
Todesfälle aus gedehnt. 


Zeder derartige Todesfall iſt ſofort der Ortspolizeibehörde und dem zuſtändigen Kreis⸗ 
phyſikus ſchriftlich oder mündlich zur Anzeige zu bringen. 


1 — 


Zählkarten zur Erſtattung ſämmtlicher in $ 1 bezeichneten Anzeigen find bei den Orts⸗ | 
polizeibehörden zu erhalten. 


Die Erfüllung der Anzeigepflicht iſt jedoch an die Benutzung dieſer Zählkarten nicht 
gebunden. ö 
or 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden im Falle des § 327 des Reichs- 
Strafgeſetzbuches mit Gefängniß, andernfalls mit Geldſtrafe bis zu 60 „ eventuell entſprechender 
Haft beſtraft. ö 


— 


8 4. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündigung in Kraft. 


Danzig, den 13. September 1892. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


Die vorſtehenden, auch jetzt noch geltenden Polizeiverordnungen bringe ich nochmals zur 
öffentlichen Kenntniß. 


Die ſämmtlichen Ortsbehörden beauftrage ich, dieſe Verordnungen in ihrer Ortſchaft 
bekannt zu machen und auf deren Befolgung zu achten, die Ortspolizeibehörden aber erſuche ich, 
jede Unterlaſſung der vorgeſchriebenen Anzeige zu beſtrafen. 


Die Herren Geiſtlichen und Lehrer erſuche ich, jeden zu ihrer Kenntniß gelangenden 
an einer choleraverdächtigen Krankheit bei der betreffenden Ortspolizeibehörde zur Anzeige zu 
ringen. 


Die Herren Amisvborſteher weiſe ich noch beſonders darauf hin, daß jeder choleraver⸗ 
dächtige Erkrankungs⸗ oder Todesfall, fo lange der Verdacht ſich nicht beſtimmt als ungerecht⸗ 
fertigt erwieſen hat, in fanitätspolizeilicher Hinſicht genau ſo zu behandeln iſt, als ob es ſich 
erwieſenermaßen um Cholera handelt, insbeſondere alfo auch von jedem Ausbruch und von der 
weiteren Entwickelung der Krankheit ſofort mir und dem Herrn Regierungs⸗Präſident eventl. 
telegraphiſch Mittheilung zu machen iſt. 


Danzig, den 17. Januar 1893. 
Der Landrath. 


2. Seitens der Ortspolizeibehörden wird bei Aufnahme von Anträgen auf Erthellung von 
Wandergewerbeſcheinen nicht immer mit der erforderlichen Genauigkeit vorgegangen. Nach dem 

tlaß des Herrn Miniſters des Innern vom 29. September 1887 ſoll ausländiſchen Zigeunern 
der Wandergewerbeſchein in jedem Falle verſagt werden. 


Ausländer ſind aber alle diejenigen Zigeuner, welche den Nachweis nicht führen können, 

daß ſie oder ihre Eltern in Gemäßheit des Preußiſchen Indigenatgeſetzes vom 31. Dezember 1842 
(Geſ. S. 1843 S. 15), bezw. des Reichsgeſetzes vom 1. Juni 1870 (B. Geſ. Bl. S. 355) na⸗ 
uraliſirt, oder daß fie bezw. ihre Eltern vor Emanation dieſer Geſetze einen die Erwerbung der 
taatsangehörigkeit bedingenden Wohnſitz im Inlande gehabt haben. Es bedarf daher bei der 
Aufnahme jedes derartigen Antrags der ſorgfältigſten Prüfung nach dieſer Richtung. Denjenigen 
Oigeunern gegenüber, welche ihre Reichsangehörigkeit nachzuweiſen vermögen, ſollen die § 57 ff. 
der Gewerbeordnung, nach welchen unter Umſtänden auch Inländern der Wandergewerbeſchein 
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verſagt werden kann, beſonders ſtrenge gehandhabt werden. Hier wird es ſich beſonders um die 
Prüfung handeln, ob die im 8 57 b zu 1 und zu 4 gegebenen Vorausſetzungen vorliegen. 


Die Ortspolizeibehörden weiſe ich daher an, bei allen Anträgen auf Ertheilung von 
Wandergewerbeſcheinen zum Keſſelflicken, zum Pferdehandel und zu equtlibriſtiſchen Produktionen 
eine verſchärfte Prüfung der perſönlichen Verhältniſſe der Antragfteller eintreten zu laſſen, namentlich 
wenn dieſe keine landesüblichen Namen führen. Ich bemerke dabei, daß eine genaue Prüfung 
auch dann nicht überflüſſig iſt, wenn es ſich um Beſitzer älterer Wandergewerbeſcheine handelt. 


Danzig, den 18. Januar 1893. 
Der Landrath. 


3. Die Zahlungsſtelle des 17. Armeekorps iſt angewieſen worden, dem Gute Schellmühl dle 
Vorſpannvergütung pro Monat Auguſt v. 38. mit 5,25 eu, der Gemeinde Wonneberg mit 
17,50 & zu zahlen. 


Danzig, den 18. Januar 1893. 
Der Landrath. 


— nenne 


II. Verfügungen und Bekanntmachungen anderer Behörden. 


4. Bekanntmachung. 


30 e Belohnung. 


Es iſt wiederholt vorgekommen, daß auf den dem Kreiſe Danziger Höhe gehörigen 
Chauſſeen, namentlich auf den Linien von Leegſtrieß über Goldkrug nach Ramkau und von 
Prauſt nach Straſchin Chauſſeebäume in geringerer oder größerer Anzahl augenſcheinlich wuth⸗ 
williger Weiſe beſchädigt oder auch gänzlich vernichtet worden ſind, ohne daß es immer gelungen 
iſt, den bezw. die Thäter zu ermitteln. 


Wir ſichern die oben angegebene Belohnung von 30 09% für jeden einzelnen Fall 
Demienigen zu, welcher den bezw. die Thäter jo zur Anzeige bringt, daß ihre gerichtliche Bes 
ſtrafung erfolgen kann. 


Danzig, den 18. Januar 1893. J 
Der Kreis- Aus ſchuß. 
d Maurach. 


Beilage. 


